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Vorwort 

Anteile an Personengesellschaften werden häufig nicht von Gesellschaftsfrem-
den, sondern von Personen erworben, die der Gesellschaft bereits angehören. Ob in 
diesem Fall der bereits vorhandene und der hinzuerworbene Gesellschaftsanteil ipso 
iure zu einem einzigen, entsprechend größerem Gesellschaftsanteil verschmelzen 
oder ob es zu einem Nebeneinander von altem und neuem Gesellschaftsanteil 
kommt, ist ungeklärt. Wegen der personalistischen Struktur von Personengesell-
schaften geht die Rechtsprechung grundsätzlich von der Verschmelzung der zusam-
mentreffenden  Gesellschaftsanteile aus. In der Literatur wird hingegen zunehmend 
gefordert,  ähnlich wie bei Kapitalgesellschaften auch bei Personengesellschaften 
eine mehrfache Beteiligung eines Gesellschafters zuzulassen. Über Voraussetzun-
gen, Inhalt und Bedeutung einer solchen mehrfachen Personengesellschaftsbeteili-
gung konnte allerdings auch in der Literatur bislang keine Einigkeit hergestellt wer-
den. 

Grund für die umstrittene Zulässigkeit einer mehrfachen Beteiligung ist die ja-
nusköpfige Funktion, die der Gesellschafterstellung in einer Personengesellschaft 
eigen ist: Sie ist zum einen eine in hohem Maße personalistische, d.h., auf die Per-
son des jeweiligen Gesellschafters bezogene Rechtsposition, zum anderen aber auch 
in höchst eigentümlicher Weise zu einem eigenen Gegenstand verdinglicht. Welche 
Funktion dieser Verdinglichung zukommt und in welchem Verhältnis sie zu den per-
sonalistischen Elementen der Gesellschafterstellung steht, war im gesellschafts-
rechtlichen Schrifttum bislang ungeklärt. 

Für die Rechtspraxis ist dieser Meinungsstand unzulänglich. Personengesell-
schaftsanteile unterliegen wegen ihres hohen Wertes nicht selten besonderen erb-
und sonstigen zivilrechtlichen Regimen. Sollte die Personengesellschaftsbeteili-
gung - wie bislang überwiegend angenommen - notwendig einheitlich sein, drohen 
solche Gestaltungen leerzulaufen, sobald es in der Person eines Gesellschafters zum 
Zusammentreffen  mehrerer Gesellschaftsanteile kommt. Mangelnde Rechts- und 
Planungssicherheit sowie höhere Rechtsgestaltungskosten für die Betroffenen  sind 
die Folge. 

Diesem unbefriedigenden Zustand abzuhelfen ist Ziel der vorliegenden Arbeit. 
Hierzu analysiert sie die Funktion, die dem Personengesellschaftsanteil  als einzel-
nem Vermögensgegenstand des Gesellschafters zukommt, und geht den verschiede-
nen Einzelaspekten einer mehrfachen Beteiligung bei Personengesellschaften bis 
hin zur Zulässigkeit einer Einmann-Personengesellschaft  nach. Ihr Anspruch ist es 
zu verdeutlichen, daß selbst bei dem zuweilen diffus  wirkenden Problem der mehr-
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fachen Personengesellschaftsbeteiligung praktisch brauchbare und dogmatisch ko-
härente Lösungen keinen Gegensatz darstellen, sondern sich vielmehr gegenseitig 
bedingen. 

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Freiburg hat die Arbeit im 
Wintersemester 2000/2001 als Dissertation angenommen; Rechtsprechung und Li-
teratur sind bis zum Stand Winter 2001 in die Fußnoten eingearbeitet worden. Ent-
standen ist die Arbeit während meiner mehrjährigen Tätigkeit am Institut für Han-
dels- und Wirtschaftsrecht  von Herrn Prof.  Uwe Blaurock, der die Arbeit auch be-
treut hat. Ihm gilt mein Dank für jedwede Form der Unterstützung. Herrn Prof.  Ger-
hard Hohloch danke ich für die rasche Erstattung des Zweitgutachtens. Besonderen 
Dank schulde ich meinen Eltern, ohne deren seit jeher erfolgte Förderung ich dieses 
Buch nicht hätte schreiben können. Danken möchte ich auch all denen, ohne deren 
steten Zuspruch und Aufmunterung die Arbeit von mir nicht beendet worden wäre, 
und von denen ich stellvertretend an dieser Stelle nur Frau Teresa Rohr namentlich 
nennen möchte. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft  hat freundlicherweise  einen Zuschuß zu 
den Kosten für den Druck der Arbeit geleistet. Im Sommer 2001 ist die Dissertation 
ferner  mit dem von Frau Rössler in Gedenken an ihren Ehemann gestifteten 
Dr.-Georg-F.-Rössler-Preis  ausgezeichnet worden. Ihnen danke ich für die so ge-
währte Unterstützung und Anerkennung. 

Freiburg, im Dezember 2001 Philipp  Lamprecht 
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Die Rechte  der  Gliedpersonen  an ihren  Verbandspersonen 
werden  in der  Systematik  des  Privatrechts 

meist  ganz übergangen  * 

Einführung 

Anteile an Personen- und Kapitalgesellschaften gehören zu den wertvollsten Ge-
genständen, die die Privatrechtsordnung kennt. Zugleich stellt der Anteil an einer 
Gesellschaft aber auch juristisch eine besonders interessante Erscheinung dar, ver-
bindet doch gerade er als Rechtsinstitut das an der Verfolgung eines gemeinsamen 
Zwecks orientierte Gesellschaftsrecht mit den individuellen Vermögensinteressen 
der einzelnen Mitglieder. Dementsprechend hat der Gesellschaftsanteil als Rechts-
institut auch immer eine Doppelfunktion: Er ist zum einen Vermögensgegenstand 
des einzelnen Gesellschafters,  zum anderen aber auch Grundlage für dessen Stel-
lung als Mitglied in der Gesellschaft. 

Erhebliche Schwierigkeiten bereitet diese Doppelfunktion freilich dann, wenn 
der Gesellschaftsanteil an einer Personengesellschaft  besteht. Denn die Stellung in 
einer solchen Gesellschaft ist grundsätzlich an die Person des jeweiligen Gesell-
schafters gebunden, was mit dem Erfordernis  der freien Übertragbarkeit für Vermö-
gensgegenstände denkbar schlecht harmoniert. Die hieraus resultierenden Proble-
me - man denke nur an das Erbrecht oder auch die Einbeziehung von Dritten in die 
Gesellschaft - werden denn auch seit jeher erörtert und haben bereits zu einer Reihe 
grundlegender wissenschaftlicher Stellungnahmen geführt,1 ohne daß die Diskus-
sion zu diesem Problemkreis bislang allerdings zu einem Abschluß geführt  hätte. 

In jüngerer Zeit hat sich die Literatur in diesem Zusammenhang vor allem mit der 
Frage beschäftigt, ob man an einer Personengesellschaft  auch „mehrfach beteiligt" 
sein könne. Was hierunter genau zu verstehen ist, bleibt freilich im einzelnen um-

* v. Gierke , Deutsches Privatrecht, Bd. 1, S. 262 Fn. 16. 
1 Vgl. insbesondere die Monographien von Huber,  Vermögensanteil, Kapitalanteil und Ge-

sellschaftsanteil an Personalgesellschaften des Handelsrechts; Wiedemann , Übertragung und 
Vererbung von Mitgliedschaftsrechten bei Handelsgesellschaften; Blaurock,  Unterbeteiligung 
und Treuhand an Gesellschaftsanteilen; sowie Heinsheimer,  Über die Teilhaberschaft. Vgl. fer-
ner die entsprechenden Ausführungen bei Flume , Personengesellschaft, §§ 17 f., S. 345-421, 
und£. Schmidt,  Gesellschaftsrecht, 3. Aufl., §45III.-V, S. 1316-1349, sowie zu benachbarten 
Fragestellungen: Boesebeck,  Die „kapitalistische" KG; Buchda,  Geschichte und Kritik der 
deutschen Gesamthandslehre; H aber  sack,  Die Mitgliedschaft - subjektives und , sonstiges' 
Recht; Lutter,  AcP 180 (1980), 82; Nitschke,  Die körperschaftlich strukturierte Personenge-
sellschaft; Schulze-Osterloh,  Das Prinzip der gesamthänderischen Bindung; Teichmann,  Ge-
staltungsfreiheit in Gesellschaftsverträgen, H. P. Westermann,  Vertragsfreiheit  und Typenge-
setzlichkeit im Recht der Personengesellschaften. 
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stritten, so daß im Grunde schon die genaue Fragestellung unklar ist. Im Kern geht 
es aber darum, inwieweit bei Personengesellschaften die Rechtslage derjenigen an-
genähert werden kann, die besteht, wenn bei Kapitalgesellschaften ein Gesellschaf-
ter an derselben Gesellschaft nicht nur über einen einzigen, sondern über mehrere 
Gesellschaftsanteile verfügt. 

§ 1 Einführung in die Themenstellung 
an Hand von Beispielen 

Welche konkreten Probleme sich hinter dem Schlagwort der mehrfachen Beteili-
gung verbergen, mögen zunächst einige, überwiegend der Rechtsprechung entlehn-
te Beispiele verdeutlichen: 

• Beispiel  1 
Nach dem Gesellschaftsvertrag  einer aus mehreren Gesellschaftern bestehenden 
GbR folgen Erben in den Gesellschaftsanteil des Erblassers nach, ohne daß es zu 
einer Auflösung der Gesellschaft kommt. In der Gesellschaft wird mehrheitlich 
abgestimmt, jeder der Gründungsgesellschafter  besitzt eine Stimme; die Gesell-
schaftsanteile sind ohne Zustimmung der Mitgesellschafter übertragbar und den 
Gesellschaftern steht ein Austrittskündigungsrecht zu. 
Hat ein Gesellschafter,  nachdem er als Alleinerbe einen seinen Mitgesellschafter 
beerbt hat, einen oder zwei Gesellschaftsanteile an der GbR? Hat er ein oder zwei 
Stimmen in der Gesellschafterversammlung,  kann er für jeden der beiden Gesell-
schaftsanteile gesondert sein Recht zur Austrittskündigung und zur Übertragung 
des Gesellschaftsanteils geltend machen? 

• Beispiel  2 
Nach dem Gesellschaftsvertrag  einer KG bestimmt sich das Stimmgewicht eines 
Gesellschafters nach seinem festen Kapitalkonto, die Kommanditanteile sind in-
nerhalb der Gesellschaft frei  übertragbar, aber nach Familienstämmen unter-
schiedlich stimmrechtsgebunden. 
Kann ein Gesellschafter,  der zu seinem vorhandenen einen weiteren gegenläufig 
stimmrechtsgebundenen Gesellschaftsanteil erbt, beiden Stimmrechtsbindungen 
nachkommen, indem er seine Stimmen ggf. unterschiedlich abgibt?2 

• Beispiel  3 
Nach dem Gesellschaftsvertrag  einer GbR sind die Gesellschaftsanteile innerhalb 
des Gesellschafterkreises  ohne Zustimmung der Mitgesellschafter frei  übertrag-
bar, zugleich können Gesellschafter unter Wahrung einer längeren Kündigungs-
frist  gegen Abfindung aus der Gesellschaft austreten. 
Kann ein Gesellschafter,  der seinen eigenen Gesellschaftsanteil gekündigt hat, 

2 Nach KG, Beschl. v. 13.2.1991, Kart. 12/90, WuW 1991, OLG 4737, (vgl. hierzu auch un-
ten S. 217 ff.). 




